
Der Weg in die Souveränität eines Reichs- und Staatsangehörigen 

 

Rechtsfähigkeit gemäß dem BGB Original Deutsches Reich 

Natürliche Personen. 

§ 1. BGB 

Die Rechtsfähigkeit des Menschen beginnt mit der Vollendung der Geburt. 

Juristische Personen. 

Vereine 

§ 21. BGB 

Ein Verein, dessen Zweck nicht auf einen wirthschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist, erlangt 
Rechtsfähigkeit durch Eintragung in das Vereinsregister des zuständigen Amtsgerichts. 

§ 22. BGB 

Ein Verein, dessen Zweck auf einen wirthschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist, erlangt in Ermangelung 
besonderer reichsgesetzlicher Vorschriften Rechtsfähigkeit durch staatliche Verleihung. Die Verleihung 
steht dem Bundesstaate zu, in dessen Gebiete der Verein seinen Sitz hat. 

§ 23. BGB 

Einem Vereine, der seinen Sitz nicht in einem Bundesstaate hat, kann in Ermangelung besonderer 
reichsgesetzlicher Vorschriften Rechtsfähigkeit durch Beschluß des Bundesraths verliehen werden. 

Artikel 10. EGBGB 

Ein einem fremden Staate angehörender und nach dessen Gesetzen rechtsfähiger Verein, der die 
Rechtsfähigkeit im Inlande nur nach den Vorschriften der §§. 21, 22 des Bürgerlichen Gesetzbuchs erlangen 
könnte, gilt als rechtsfähig, wenn seine Rechtsfähigkeit durch Beschluß des Bundesraths anerkannt ist. Auf 
nicht anerkannte ausländische Vereine der bezeichneten Art finden die Vorschriften über die Gesellschaft 
sowie die Vorschrift des §. 54 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs Anwendung. 

Stiftungen, Körperschaften, Anstalten des öffentlichen Rechtes 

§ 80. BGB 

Zur Entstehung einer rechtsfähigen Stiftung ist außer dem Stiftungsgeschäfte die Genehmigung des 
Bundesstaats erforderlich, in dessen Gebiete die Stiftung ihren Sitz haben soll. Soll die Stiftung ihren Sitz 
nicht in einem Bundesstaate haben, so ist die Genehmigung des Bundesraths erforderlich. Als Sitz der 
Stiftung gilt, wenn nicht ein Anderes bestimmt ist, der Ort, an welchem die Verwaltung geführt wird. 

---------------- 
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Willenserklärung 

§ 116. BGB 

Eine Willenserklärung ist nicht deshalb nichtig, weil sich der Erklärende insgeheim vorbehält, das Erklärte 
nicht zu wollen. Die Erklärung ist nichtig, wenn sie einem Anderen gegenüber abzugeben ist und dieser den 
Vorbehalt kennt. 

§ 125. BGB 

Ein Rechtsgeschäft, welches der durch Gesetz vorgeschriebenen Form ermangelt, ist nichtig. Der Mangel 
der durch Rechtsgeschäft bestimmten Form hat im Zweifel gleichfalls Nichtigkeit zur Folge. 

----------------------- 

Vertragsrecht 

Rechtsgeschäfte Geschäftsfähigkeit bzw. Geschäftsunfähigkeit gemäß dem BGB 

§ 104. BGB 
Geschäftsunfähig ist: 

1. wer nicht das siebente Lebensjahr vollendet hat; 
2. wer sich in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden Zustande krankhafter Störung der 
Geistesthätigkeit befindet, sofern nicht der Zustand seiner Natur nach ein vorübergehender ist; 
3. wer wegen Geisteskrankheit entmündigt ist. 

§ 105. BGB 

Die Willenserklärung eines Geschäftsunfähigen ist nichtig. 

Nichtig ist auch eine Willenserklärung, die im Zustande der Bewußtlosigkeit oder vorübergehender Störung 
der Geistesthätigkeit abgegeben wird. 

--------------------- 

Geschäftsunfähige haben nach dem Gesetz keinen rechtsgeschäftlich bedeutsamen Willen. Für sie handeln 
stets die gesetzlichen Vertreter, deren Willenserklärung ist nichtig. 

--------------------- 

§ 153. BGB 

Das Zustandekommen des Vertrags wird nicht dadurch gehindert, daß der Antragende vor der Annahme 
stirbt oder geschäftsunfähig wird, es sei denn, daß ein anderer Wille des Antragenden anzunehmen ist. 

----------------------- 
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